
Er ist amtierender Präsident
der Bündner Regierung. Nach
den eidgenössischen Wahlen
vom 23. Oktober will Martin
Schmid (FDP) den Kanton
Graubünden in der Rolle des
Ständerats zukünftig auch auf
nationaler Ebene vertreten.

mit martin schmid 
sprach Franco brunner

herr Schmid, vor wochenfrist konnte
sich an dieser Stelle ihr Kollege und
ebenfalls Ständeratskandidat Stefan
engler äussern. Mit ihm wollen Sie ja als
harmonisches Ständerats-Duo nach
Bern ziehen, wie es heisst. Können wir
uns bei so viel politischem einklang die
Fragerei also sparen und gleich englers
Aussagen wieder hervorkramen und ein-
fach ihren Namen darübersetzen?
Martin Schmid: Wohl kaum. Stefan
Engler und ich sind zwei unterschied-
liche Persönlichkeiten mit einem 
unterschiedlichen Werdegang. Wir ha-
ben in der Regierung in unterschiedli-
chen Departementen unterschiedliche
Schwerpunkte bearbeitet. Bei mir sind
dies die Themen Finanzen, Steuern,
Justiz, Polizei und Gesundheit, bei Ste-
fan Engler die Bereiche Bau-, Ener -
gie-, Verkehrs- und Forstpolitik. Er
kommt zudem aus dem rätoromani-
schen Teil des Kantons, ich bin ein Ver-
treter des deutschsprachigen Raumes.
Es ist aber in der Tat so, dass wir wäh-
rend der gemeinsamen, achtjährigen
Regierungstätigkeit intensiv zusam-
mengearbeitet haben. Dabei haben
wir gelernt, bei unterschiedlichen Po-
sitionen, die es bei uns durchaus auch
gibt, einen Konsens zu finden. Ich bin
überzeugt, dass wir uns gut ergänzen.
Diese Eigenschaft, stets nach gemein-
samen Lösungen zu suchen, ist meines
Erachtens übrigens ein wichtiges Cha-
rakteristikum, wenn man als Bündner
Ständerat in Bern funktionieren will.

Das mag sein, aber muss man für seinen
Kollegen denn gleich auch auf der 
eigenen homepage werbung betreiben,
wie Sie es für Stefan engler tun? Läuft
man so nicht Gefahr, das eigene Profil
zu verlieren?
Ich wurde 1994 in den Grossen Rat ge-
wählt und 2002 zum Regierungsrat.
Der Bevölkerung dürfte mein Profil
demnach also bekannt sein. Wenn man
so lange in der Politik ist und dann
nochmals ein spezielles Profil auszu-
arbeiten versucht, würde man sich
wohl eher unglaubwürdig machen. Ich
denke, die Arbeit der letzten Jahre
gibt ein klares Profil ab und zeigt auf,
für welche Positionen ich einstehe.
Stefan Engler und ich wollen unsere
Gemeinsamkeiten herausstreichen
und klar machen, dass wir uns als
Ständeräte gemeinsam für unseren
Kanton einsetzen würden. Denn zu

Zeiten, in denen in der Schweiz immer
mehr städtische Regionen entstehen,
ist es wichtig, dass periphere Gebirgs-
kantone wie Graubünden intern nä-
her zusammenrücken.

Können die beiden Bündner Ständeräte
in Bern denn tatsächlich nur als glück-
lich-einträchtiges Paar funktionieren?
Bei völlig gegensätzlichen Ansichten
besteht einfach die Gefahr von ge -
teilten Standesstimmen und von ei-
ner daraus folgenden Neutralisie-
rung. Ich bin überzeugt, dass so etwas
nicht im Interesse des Kantons sein
könnte.

Sie sprechen von unterschiedlichen 
Positionen zwischen ihnen und Stefan
engler. wo bestehen denn die politisch
fundamentalen Abweichungen?
Wo es um die bündnerischen Interes-
sen geht, werden wir mit Sicherheit ei-
ne hohe Übereinstimmung erreichen.
In nationalen und gesellschaftspoliti-
schen Fragen wird es jedoch durchaus
Unterschiede geben. Das soll aber
auch möglich sein. Schliesslich vertre-
ten wir verschiedene Ideen, verschie-
dene Bevölkerungsgruppen und nicht
zuletzt verschiedene Parteien.

«Die Bürger wollen 
erfahrene Leute»

warum wurden diese Unterschiede bis-
lang denn nicht weiter thematisiert? es
wurde immer nur von den Gemeinsam-
keiten gesprochen. ist das nicht Augen-
wischerei?
Für Graubünden sind diese Themen, in
denen Stefan Engler und ich unter-
schiedlicher Meinung sind, einfach
weit weniger wichtig als diejenigen, in
denen wir übereinstimmen. Die The-
men, die hier in Graubünden interes-
sieren und bewegen, sind die Verkehrs-
erschliessung, die wirtschaftliche Ent-
wicklung in den peripheren Räumen
mit dem Tourismus sowie der Land-
und Forstwirtschaft, Energie- und
Umweltthemen, der Service public
und die Integration von Ausländern
sowie die Beziehung zu Europa. Eine
wichtige Frage ist, wie wir mit der ak-
tuellen wirtschaftlichen Entwicklung
umgehen. Was bedeutet die Franken-
stärke für einen Tourismuskanton wie
den unseren? Das sind die Fragen, die
die Bündnerinnen und Bündner be-
schäftigen. Und da habe ich in Gesprä-
chen feststellen dürfen, dass die Bür-
gerinnen und Bür-
ger erfahrene
Leute in Bern
haben wol-
len und kei-
ne Lust auf
Experimen-
te verspü-
ren.

Vor gut einem
Jahr wurden Sie
zum zweiten Mal als
Regierungsrat wieder-
gewählt und hätten entspre-
chend noch zeit in der Bündner
Regierung vor sich, bevor Sie aus
Gründen der Amtszeitbeschrän-
kung ohnehin ausscheiden müss-
ten. weshalb ziehen Sie nun das na-
tionale Amt des Ständerats dem kan-
tonalen des Regierungsrats vor? Füh-
len Sie sich zu höherem geweiht?
Eine Ständeratskandidatur wurde für
mich erst zum Thema, als sich die bei-
den Bisherigen Christoffel Brändli
und Theo Maissen entschieden haben,
nicht mehr anzutreten. Aber Sie sagen
es, die bündnerische Verfassung sieht
vor, dass ich wegen der Amtszeitbe-
schränkung aus der Regierung aus-
scheiden muss. Deshalb habe ich mir
die Frage gestellt, ob ich für meinen
Kanton auch mittelfristig noch Politik
betreiben möchte, und diese klar mit
Ja beantwortet. Zu Höherem fühle ich
mich jedoch nicht berufen. Ich trete
ganz einfach mit grossem Respekt an

die neue Herausforderung heran,
wenn ich denn gewählt werde.

An ihrer wahl zweifeln Sie ja wohl nicht
ernsthaft, oder? es bleibt dem wähler ja
nichts anderes übrig, als für Sie und Ste-
fan engler zu stimmen.
Schon, aber zuerst muss die Stimmbe-
völkerung immer noch den Namen
Martin Schmid auf den Wahlzettel
schreiben. Es geht auch darum, publik
zu machen, dass wir überhaupt die
Kandidaten sind. Denn im Vergleich
zum Nationalratswahlkampf geht die
Ständeratswahl ein wenig unter.

wie erklären Sie sich denn die tatsache,
dass Sie und Stefan engler die einzigen
Ständeratskandidaten des Kantons
sind? weshalb hat ihrer Meinung nach
keine andere Partei einen Kandidaten
gestellt?
In Graubünden stehen zurzeit nun
mal die Nationalratswahlen bedeu-
tend mehr im Fokus. Man muss sehen,
dass von den sieben bisherigen Bünd-
ner Parlamentarierinnen und Parla-
mentariern fünf zurücktreten werden.
Es gibt also sozusagen einen komplet-
ten Wechsel in der Bundesversamm-
lung. Und ich glaube, die Parteien kon-
zentrieren sich bei einer Wahl letzt-
endlich auf die Möglichkeiten, bei de-
nen sie sich die grössten Chancen aus-
rechnen.

Apropos wahl oder eben Nicht-wahl.
wie Sie sagten, hatten Sie ihre Stände-
ratskandidatur vom Verzicht des amtie-
renden SVP-Ständerats christoffel
Brändli abhängig gemacht. hatten Sie
Angst vor einem richtigen wahlkampf?
Ich war und bin davon überzeugt, dass
es schwierig und nicht ganz korrekt
gewesen wäre, wenn ich als amtie-
render Regierungspräsident in einen
Wahlkampf gegen einen langjähri-
gen Ständerat getreten wäre. Als
Christoffel Brändli aber bekannt
gab, dass er nicht mehr kandidie-
ren würde, war der Sitz vakant,
und es herrschte somit eine kom-
plett andere Ausgangslage. Mit
Angst vor einem Wahlkampf
hat das jedoch nichts zu tun.

wenn Sie sich ende Jahr dann
im Bundeshaus einrichten wer-
den, werden Sie wohl oder übel
auch mit all den Lobbyisten, die in
der wandelhalle umhertigern in Ver-
bindung kommen. Bereiten Sie sich
speziell darauf vor oder kennen Sie sol-
che Seilschaften schon aus
chur?
Es gibt auch hier in
Chur Organisatio-
nen und Interes-
sengruppen, die
im Vorfeld von
Entscheidun-

gen Einfluss nehmen wollen, keine
Frage. Das ist nichts anderes als politi-
scher Alltag. Aber die Art der Einfluss-
nahme von Lobbyismus-Gruppen, wie
es sie in Bern gibt, kennen wir hier na-
türlich noch nicht, und das wird dem-
entsprechend auch für mich Neuland
sein. Aber glauben Sie mir, ich bin
durch ehemalige und aktive Bundes-
parlamentarier vorgewarnt, was dies
betrifft. Ich werde also bestimmt nicht
vorschnell irgendjemandem irgendet-
was versprechen (lacht).

Sie kommen aus dem Gebiet der Finanz-
wirtschaft und leiten seit 2008 auch das
kantonale Finanzdepartement. wird die
zahlenwelt  auch in Bern ihr Stecken-
pferd sein?
Als ehemaliger Gesundheits-, Polizei-
, Militär- und Sozialdirektor sowie
jetzt als amtierender Finanzdirektor
bringe ich meiner Meinung nach eine
breite Erfahrungspalette mit, die ich
auch auf nationaler Ebene einbringen
kann. Welches Themengebiet schluss-
endlich zu meinem Steckenpferd
wird, ist allerdings schwierig voraus-
zusagen. In der Realität ist es match-
entscheidend, ob man in die entspre-
chenden Kommissionen kommt. Bei
der Bündner Ständeratsdelegation
wäre es deshalb von grösster Wichtig-
keit, dass das eine Mitglied in der Ver-
kehrskommission und der Urek, also
der Kommission für Umwelt, Raum-
planung und Energie vertreten ist, und
das andere wenn möglich in der Wirt-
schafts- und Abgabekommission so-
wie in der Finanzkommission. Und

selbstverständlich wäre für mich von
meiner Herkunft her der Teil rund um
die Volkswirtschaft und die Finanzen
ganz besonders interessant.

«Mit Angst hat das
nichts zu tun»

Mit ihrem mehr als nur wahrscheinli-
chen Antritt als Ständerat in Bundes-
bern erlösen Sie auch ihre eigene Partei
von einer langen Durststrecke. Der letz-
te Bündner FDP-Politiker in der kleinen
Kammer war der Davoser Andreas Laely
anno 1913 bis 1935. hat der Bündner
Freisinn auf nationaler ebene seitdem
geschlafen?
Die FDP Schweiz hat seit Jahren Posi-
tionierungsprobleme, das ist ein Fakt.
Ich bin aber überzeugt, dass die FDP
Graubünden in den letzten Jahren ei-
ne gute Politik betrieben hat. Im Stän-
derat geht es jedoch aus meiner Sicht
ohnehin weniger um eine parteipoliti-
sche Positionierung. Von einem Stän-
derat erwartet man nicht, dass er der
Erste ist, der das Parteiprogramm nach
Bern trägt. Er sollte viel mehr die po-
litische Arbeit im Sinne der Konsens-
fähigkeit und des Kompromisses erfül-
len und die Interessen des Kantons
vertreten.

zum Schluss dürfen Sie noch ein wenig
für sich selber weibeln. was wird mit
Martin Schmid im Ständerat für Grau-
bünden in zukunft alles besser?
Ich kann nicht sagen, was besser wird.
Ich kann nur sagen, dass ich mich mit
vollem Einsatz für die Anliegen des

Kantons stark machen und dafür
sorgen werde, dass man Graubün-
den in Bern wahrnimmt. Ich
möchte mich aber auch im natio-
nalen Interesse für die gesamte
Schweiz einsetzen. Dort liegen
mir die direkte Demokratie
und der Föderalismus beson-
ders am Herzen. Ich bin näm-
lich überzeugt, dass die
Schweiz ein Staatswesen ist,
das von unten, also vom Bürger
her gewachsen ist, und nicht
wie die EU, bei der von oben he-
rab alles verordnet wird. Das
sind für mich die wesentlichen

Grundprin zipien, für die ich
mich auch in Zukunft

gerne einsetzen
würde.
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«Die Leute wollen keine Experimente»

Martin Schmid …
… wurde 2002 für die FDP in die
Bündner Regierung gewählt. 2006
und 2010 schaffte er die Wieder-
wahl – beim letzten Mal mit dem
besten Resultat aller Regierungs-
ratkandidaten. Eine dritte Wieder-
wahl ist wegen der Amtszeitbe-
schränkung von zwölf Jahren für
Regierungsräte nicht möglich.

Schmid ist Vorsteher des kanto-
nalen Departements für Finanzen
und Gemeinden. Zudem hat er
heuer nach 2007 zum zweiten Mal
das Amt des Regierungspräsidenten
inne. Am 23. Oktober stellt er sich
zur Wahl für einen der zwei frei
werdenden Bündner Ständeratssit-
ze. Privat lebt er mit Partnerin und
Sohn in Chur und Splügen. (fbr)
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